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In Zusammenarbeit mit dem Bund der Neusiedlererben -BNE-
Verhandlung beim Landgericht Berlin gegen BVVG  v.03.02.2015 -/BVVG Verträge
Die mündliche Verhandlung am 03.02.2015 ist u.E. von grundsätzlicher Bedeutung mit weitreichender Bedeutung für Berechtigte nach  dem EALG/2 Flächenerwerbsänderungsgesetz.  Der verhandelte Gegenstand: Entschädigungszahlungen an die BVVG in Millionenhöhe bei Aufstellung von Windrädern.  Die Entscheidung wird beträchtliche Auswirkungen auf  bereits abgewickelte, auf laufende und zukünftige Verträge haben. 

Zugleich ist die Infragestellung von eigentumsbegrenzenden Klauseln hiermit eröffnet. 

Das Gericht hatte schon zu Beginn Vergleichsverhandlungen angeregt und der BVVG dringend angeraten, um eine folgenreiche Niederlage für die BVVG im Verfahren für sich abzumildern.

Hierauf ging die BVVG überhaupt nicht ein und das Argument, es würden dann viele andere Betroffene (etliche davon waren im Saal vertreten) die Verträge nachverhandeln wollen, machte offenbar auf das Gericht einen negativen Eindruck. Der aus Sicht der Beobachter für die BVVG sehr ungünstige Verlauf wird sich vermutlich in dem Urteil am 24.02.2015 widerspiegeln. 

Wir halten Sie hierüber gerne auf dem Laufenden, zumal das Ergebnis für sehr viele Flächenerwerber von Bedeutung sein wird. 

Im Folgenden spiegelt das von Rechtsanwältin  Wildgans als Klägervertreterin zusammengefasste Ergebnis die juristische Seite wider. - Über die politische und konkrete Vorgehensweise, vor allem im Rahmen des Tandem-Programms, werden wir nach dem 24.02.15 (Urteilsverkündung) entscheiden und das weitere Vorgehen bekannt geben.

ARE-prst 04.02.2015 uln
RAín Wildgans:
Am 3.2.2015 fand im Berliner Landgericht die mündliche Verhandlung über die Frage statt, ob die Entschädigungsklauseln der BVVG in den E ALG-Erwerbsverträgen wirksam sind. Im Wesentlichen greifen diese Klauseln bei der Nutzung der erworbenen landwirtschaftlichen Flächen für Windenergieanlagen.

Die Beklagtenseite hatte bisher lediglich vorgetragen, dass ein Feststellungsinteresse des Klägers erst dann bestehe, wenn die öffentlich-rechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung der Windenergieanlagen festgestellt wären. Dies sei im Verfahren nicht der Fall. Die Klägerseite hatte argumentiert, dass das Feststellungsinteresse bereits dann vorliege, wenn die Vertragsverhandlungen beginnen, in die die BVVG von Anfang an eingebunden werden will.

Weiter hatte die BVVG argumentiert, dass die Entschädigungsleistung an der  Stelle des sonst bestehenden Wiederkaufsrechts stehe. Die Klägerseite hatte im schriftlichen Vorverfahren ausgeführt, dass das Wiederkaufsrecht nach den Regelungen der Flächenerwerbsverordnung gerade nicht bestehe. Die Beklagte hatte weiter ausgeführt, sie sei nicht dazu da, die Erwerber zu Millionären zu machen.

Das Gericht erklärte in der mündlichen Verhandlung, die zunächst als Güteverhandlung zu führen war, dass in der Tat die Qualifizierung der Schadenersatz- Formulierungen unter die gesetzlichen Regelungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen fällt, was die Gegenseite auch nicht bestritten hatte. Hiermit unterliegen sie den besonderen Prüfungsmaßstäben der ungerechtfertigten Benachteiligung einer Partei nach § 307 BGB. Weiter erklärte das Gericht, dass grundsätzlich ein Anspruch über die Bindungsfrist hinaus wohl nicht bestehe und nicht dem Gesetzeszweck entspreche. Auf dieser Grundlage wurde ein Vergleichsvorschlag unterbreitet, den die BVVG jedoch nicht annahm mit der Begründung, dass andernfalls viele andere Betroffene ihre Verträge nach- verhandeln wollten.

Das Gericht führte weiter aus, dass das Feststellungsinteresse der Erwerber von Beginn der Verhandlungen an bestehe, denn zu diesem Zeitpunkt wolle die BVVG bereits zu der Einbindung in die vertraglichen Verhandlungen verpflichten. Daher bestehe unzweifelhaft ein Rechtsverhältnis zwischen dem Erwerber und der BVVG, dass in ihrer Ausgestaltung zu klären ist. Außerdem liege das Wiederkaufsrecht, wie von der BVVG behauptet, wohl nicht vor. Dass die Beklagte dennoch nicht zu Vergleichsverhandlungen bereit sei, sei nicht nachvollziehbar.

Das Urteil des Landgerichts Berlin wird am 24.2.2015 in öffentlicher Sitzung verkündet.
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